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Neues Gesetz zur Katastrophenvorsorge:
Rheinland-Pfalz zieht Lehren aus der

Ahrflut
Nach der Flutkatastrophe an der Ahr präsentiert Rheinland-
Pfalz ein neues Brand- und Katastrophenschutzgesetz zur
verbesserten Organisation und klaren Zuständigkeiten.

Die katastrophalen Ereignisse der Flut im Ahrtal im Juli 2021
haben tiefgreifende Spuren hinterlassen. Nach der Tragödie, die
135 Menschenleben kostete, hat die rheinland-pfälzische
Landesregierung nun erste Schritte unternommen, um den
Katastrophenschutz zu reformieren. Heute wird der Entwurf für
ein neues Brand- und Katastrophenschutzgesetz vorgestellt.
Ministerpräsident Alexander Schweitzer und Innenminister
Michael Ebling, beide von der SPD, setzen sich dafür ein, dass
die Organisation des Katastrophenschutzes in Rheinland-Pfalz
künftig klarer und effektiver gestaltet wird.

Eines der Hauptziele des neuen Gesetzes ist es, bestehende
unklare Regelungen zu beseitigen. Nach der Flutkatastrophe
stand schnell fest, dass es in der Einsatzleitung und den
rechtlichen Rahmenbedingungen erhebliche Mängel gab. Der
Untersuchungsausschuss des Landtags konnte nicht
abschließend klären, ob die Aufsichtsbehörde ADD in der
kritischen Nacht die Einsatzleitung hätte übernehmen müssen.
Für die Bürger, die in einer Katastrophe auf schnell wirkende
Reaktionen angewiesen sind, sind diese ungeklärten
Zuständigkeiten besorgniserregend.

Ein neues Landesamt für Brand- und
Katastrophenschutz



Im Rahmen dieser Reform hat der rheinland-pfälzische Landtag
bereits die Einrichtung eines neuen Landesamtes für Brand- und
Katastrophenschutz beschlossen, das seinen Sitz in Koblenz
haben wird. Diese Behörde soll nicht nur für eine bessere
Organisation und Reaktionsfähigkeit sorgen, sondern auch ein
neues Lagezentrum beherbergen, das im Ernstfall die
Einsatzleitung übernehmen kann. Das Lagezentrum wird rund
um die Uhr besetzt sein und für Kommunen als Ansprechpartner
fungieren. Damit wird ein zentraler Punkt geschaffen, der helfen
soll, die Koordination in Krisensituationen zu verbessern.

Ein weiteres Ziel des neuen Gesetzes ist es, die Kommunen
stärker in die Pflicht zu nehmen. Nach der Flutkatastrophe
wurde aufgedeckt, dass im Kreis Ahrweiler keine Alarm- und
Einsatzpläne existierten. Berichten zufolge hatte der damalige
Landrat, Jürgen Pföhler von der CDU, nie an einer
Katastrophenschutzübung teilgenommen. Zukünftig sollen
Kommunen verpflichtet werden, regelmäßig
Katastrophenschutzübungen durchzuführen. Diese Maßnahme
ist eine direkte Folge der Empfehlungen der Enquete-
Kommission des Landtags.

Ein wichtiger Schritt in die Zukunft

Die Neugestaltung des Katastrophenschutzes stellt einen
immens wichtigen Schritt dar. Bei der Flutkatastrophe kam die
Mängel der bestehenden Strukturen für alle sichtbar zum
Vorschein. Die neue Gesetzgebung soll nicht nur bestehende
Unklarheiten beseitigen, sondern auch das Vertrauen der Bürger
in die staatlichen Institutionen stärken. Öffentlichkeit und
Experten haben die Notwendigkeit einer Reform bereits lange
gefordert; die heutige Vorstellung des Gesetzesentwurfs könnte
ein Weg sein, die Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen und
optimal für die Zukunft gerüstet zu sein.

Mit dem neuen Brand- und Katastrophenschutzgesetz sollen die
rechtlichen Grundlagen geschaffen werden, um bei künftigen
Krisen eine noch bessere Reaktion und Koordination zu



gewährleisten. Die Ereignisse von Juli 2021 dürfen nicht in
Vergessenheit geraten, und diese Reform bietet die Chance,
sicherzustellen, dass die betroffenen Bürger künftig besser
geschützt werden. Die kommende Umsetzung wird
entscheidend sein, um die Fehler der Vergangenheit zu
vermeiden und die Sicherheit der Bevölkerung an erste Stelle zu
setzen.
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